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Gemeinden Stolzalpe und Murau

5 4 9 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der B 126 Leonfeldener Straße im Bereich
der Gemeinden Sonnberg im Mühlkreis, Zwettl an der Rodl, Reichenau
im Mühlkreis und Bad Leonfelden

550. Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Bundes-Personalvertretungsgesetzes durch
den Verfassungsgerichtshof

551. Kundmachung: 1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1977

542 . Verordnung des Bundeskanzlers vom
31. Oktober 1977 über die Pauschalierung
der Aufwandersätze im Verfahren vor dem

Verwaltungsgerichtshof

Auf Grund des § 48 Abs. 1 bis 3, des § 49
Abs. 1, 2 und 4, des § 54 Abs. 2, des § 55 Abs. 1
und des § 56 des Verwaltungsgerichtshofge-
setzes 1965, BGBl. Nr. 2, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 459/1969, der Kund-
machung BGBl. Nr. 192/1973, des Art. V des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 569/1973 sowie des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 316/1976 wird im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des National-
rates verordnet:

Artikel I
Die Höhe der nach den Vorschriften der §§ 48,

54 Abs. 1 lit. a, 55 Abs. 1 und 56 des Verwal-
tungsgerichtshofgesetzes 1965 als Aufwandersatz
zu leistenden Pauschalbeträge wird wie folgt fest-
gestellt:

A. Zu § 48 Abs. 1 lit. b und d, § 55 Abs. 1
und § 56 des Verwaltungsgerichtshofge-
setzes 1965:
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Artikel II

Zur Deckung der mit dem Aufenthalt am Sitze
des Verwaltungsgerichtshofes notwendig verbun-
denen Mehrkosten für Verpflegung und Unter-
kunft (Aufenthaltskosten) gebührt der obsiegen-
den Partei ein Verpflegskostenpauschale, dessen
Höhe für je 24 Stunden einheitlich mit 170 S, und
ein Nächtigungspauschale, dessen Höhe einheit-
lich mit 290 S je Nächtigung festgesetzt wird.
Übersteigt die Dauer des Aufenthaltes am Sitze
des Verwaltungsgerichtshofes einschließlich der
Dauer der Reise nicht einen Zeitraum von acht
Stunden, so ist das Verpflegskostenpauschale nur
in halber Höhe zuzusprechen. Beträgt die Auf-
enthaltsdauer einschließlich der Dauer der Reise
weniger als fünf Stunden, so besteht kein An-
spruch auf Zuerkennung eines Verpflegskosten-
pauschales.

Artikel III

(1) Die Verordnung des Bundeskanzlers vom
19. Dezember 1974, BGBl. Nr. 4/1975, tritt, so-
weit sie derzeit noch in Geltung steht, außer
Kraft.

(2) In den beim Verwaltungsgerichtshof an-
hängigen Verfahren, in denen bis zum Inkraft-
treten dieser Verordnung noch keine Entschei-
dung gefällt wurde, sind die Kosten nach den
sich aus dieser Verordnung ergebenden Pausch-
beträgen zu berechnen.

Kreisky

543. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 28. Oktober 1977
über eine Änderung der Verordnung, mit
der wohnbaustatistische Erhebungen ange-

ordnet werden

Auf Grund des § 7 Abs. 7 des Bundesstatistik-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Finanzen
verordnet:

Die Verordnung vom 17. Dezember 1965,
BGBl. Nr. 3/1966, mit der wohnbaustatistische
Erhebungen angeordnet werden, in der Fassung
der Verordnung BGBl. Nr. 693/1974 wird wie
folgt geändert:

Der § 5 Abs. 2 hat zu lauten:
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Moser

544. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 7. November 1977
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 6 Semmering Schnellstraße und
der S 35 Brucker Schnellstraße im Bereich

der Gemeinde Bruck an der Mur

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird verord-
net:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 6
Semmering Schnellstraße und der S 35 Brucker
Schnellstraße wird im Bereich der Gemeinde
Bruck an der Mur wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse der S 6
Semmering Schnellstraße mit Zu- und Abfahrts-
straßen zur S 35 Brucker Schnellstraße und zur
B 116 Leobener Straße beginnt bei km 143,400
im Kaltbachgraben, überbrückt bei km 143,650
die ÖBB-Strecke Bruck—Graz, bei km 143,750 die
Mur, bei km 144,230 die S 35 Brucker Schnell-
straße und bei km 144,500 die ÖBB-Strecke
Leoben—Graz und endet bei km 144,756 unmit-
telbar nach der Querung des Weitentalbaches.

Die neu herzustellende Straßentrasse der S 35
Brucker Schnellstraße beginnt bei km 0,251 öst-
lich des bestehenden Straßenknotens Bruck, führt
entlang der bestehenden Bundesstraße und endet
beim bereits ausgebauten Teilstück der S 35 süd-
lich von Bruck an der Mur bei km 1,205.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrassen
aus der beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung sowie bei der Gemeinde Bruck an der
Mur aufliegenden Planunterlage (Planzeichen
SO-6-16; Maßstab 1 : 2000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf die
vorangeführten Straßenabschnitte Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Moser

545 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 4. November 1977
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 7 Fürstenfelder Schnellstraße im

Bereich der Gemeinde Großwilfersdorf

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird
verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 7
Fürstenfelder Schnellstraße, welche bis zur Um-
legung auf eine die Voraussetzungen des § 2
Abs. 1 lit. b Bundesstraßengesetz 1971 erfül-
lende Trasse gemäß § 33 Abs. 5 Bundesstraßen-
gesetz 1971 als Bundesstraße B gilt, wird im
Bereich der Gemeinde Großwilfersdorf wie folgt
bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 48,132, korrigiert die alte Trasse durch
eine gestreckte Linienführung und endet bei
km 48,254.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Steiermärkischen Landesregie-
rung sowie bei der Gemeinde Großwilfersdorf
aufliegenden Planunterlage (Planzeichen 3 a/307;
Maßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf
den vorangeführten Straßenabschnitt Anwen-
dung. Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes
sind der aufliegenden Planunterlage zu entneh-
men.

Moser

546 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 2. November 1977
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der S 16 Arlberg Schnellstraße im Be-
reich der Gemeinden Pettneu am Arlberg

und Flirsch

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der S 16
Arlberg Schnellstraße wird im Bereich der Ge-
meinden Pettneu am Arlberg und Flirsch wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei Bau-km 7,6, überführt in der Folge zweimal
die Bahnlinie der ÖBB „Innsbruck—Bludenz"
und bindet bei Bau-km 10,9 in den bereits mit
Verordnung vom 26. November 1976, BGBl.
Nr. 651, im Verlauf bestimmten Abschnitt der
S 16 Arlberg Schnellstraße ein.
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Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten
und Technik, beim Amt der Tiroler Landesre-
gierung sowie bei den Gemeinden Pettneu am
Arlberg und Flirsch aufliegenden Planunterlagen
(Maßstab 1 : 1000, Plan Nr. S 2 904) zu ent-
nehmen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

547 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 4. November 1977
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 77 Gaberl Straße im Bereich

der Gemeinde Salla

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird
verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 77
Gaberl Straße wird im Bereich der Gemeinde
Salla wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 15,350, führt zirka 250 m in den Salla-
graben hinein, winkelt mit einer Kehre in Rich-
tung Schloßreihe ab, verläuft sodann nördlich
der alten Trasse, führt in den Lederwinkelgraben
und bindet nach einer weiteren Kehre bei
km 17,165 in die bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Steiermärkischen Landes-
regierung sowie bei der Gemeinde Salla auf-
liegenden Planunterlage (Planzeichen BO-77-13;
Maßstab 1 : 2 880) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
der aufliegenden Planunterlage zu entnehmen.

Moser

548 . Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 2. November 1977
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 96 Murtal Straße im Bereich

der Gemeinden Stolzalpe und Murau

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird
verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 96
Murtal Straße wird im Bereich der Gemeinden
Stolzalpe und Murau wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 29,290, korrigiert die alte Trasse durch
eine gestreckte Linienführung und endet bei
km 29,430.

Im einzelnen ist der Straßenverlauf aus der
beim Bundesministerium für Bauten und Tech-
nik, beim Amt der Steiermärkischen Landesregie-
rung sowie bei den Gemeinden Stolzalpe und
Murau aufliegenden Planunterlage (Planzeichen
BO-96-16; Maßstab 1 : 1000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf
den vorangeführten Straßenabschnitt Anwen-
dung. Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes
sind der aufliegenden Planunterlage zu entneh-
men.

Moser

549. Verordnung des Bundesministers für
Bauten und Technik vom 2. November 1977
betreffend die Bestimmung des Straßenver-
laufes der B 126 Leonfeldener Straße im
Bereich der Gemeinden Sonnberg im Mühl-
kreis, Zwettl an der Rodl, Reichenau im

Mühlkreis und Bad Leonfelden

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßen-
gesetzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 239/1975 wird ver-
ordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der B 126
Leonfeldener Straße wird im Bereich der Gemein-
den Sonnberg im Mühlkreis, Zwettl an der Rodl,
Reichenau im Mühlkreis und Bad Leonfelden wie
folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse beginnt
bei km 16,57 (alt)/(neu), das ist 480 m vor der
Sturmkanalbrücke, führt sodann unter mehr-
facher Kreuzung der bestehenden Straßentrasse
und unter teilweiser Verwendung des Bestandes
in gestreckterer Linienführung dem Rodl-Bach
und dann dem Schwarz-Bach folgend und bindet
bei km 25,4 (alt)/km 24,57 (neu), das ist
zirka 210 m vor der Einbindung der Wegpar-
zelle Nr. 2368/1 der KG. Stiftung wieder in die
bestehende Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der Straßentrasse
aus den beim Bundesministerium für Bauten und
Technik, beim Amt der Oberösterreichischen
Landesregierung sowie bei den Gemeinden Sonn-
berg im Mühlkreis, Zwettl an der Rodl, Reichen-
au im Mühlkreis und Bad Leonfelden aufliegen-
den Planunterlagen (Katastermaßstab 1 : 2 880)
zu ersehen.
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§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung.
Die Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind
den aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Moser

550. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 7. November 1977 über die Aufhebung
des § 39 Abs. 4 des Bundes-Personalvertre-
tungsgesetzes durch den Verfassungsgerichts-

hof

Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 21. Oktober 1977
zugestellten Erkenntnis vom 15. Oktober 1977,
G 23/77-13, G 40/77-15, den § 39 Abs. 4 des
Bundes-Personalvertretungsgesetzes, BGBl. Nr.
133/1967, in der Fassung des Bundesgesetzes
BGBl. Nr. 284/1971 als verfassungwidrig auf-
gehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. September 1978 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky

5 5 1 . Kundmachung des Bundesministers für Finanzen vom 11. November 1977, mit der
die Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968 geändert wird (1. Salinenarbeiter-Kundmachung

1977)

Mit Zustimmung des Hauptausschusses des Nationalrates vom 4. November 1977 (Gesetz
vom 13. April 1920, StGBl. Nr. 180) wird kundgemacht:

Artikel I

1. Die Lohntafel (Anlage zur Salinenarbeiter-Lohnordnung 1968, BGBl. Nr. 264, in der
Fassung des Art. II Z. 1 der 1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1976, BGBl. Nr. 284) hat zu lauten:
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2. Die in Z. 1 enthaltenen Lohnsätze sind auf Dienstleistungen anzuwenden, die nach dem
31. Dezember 1977 erbracht werden. In der Zeit bis 31. Dezember 1977 geleistete Dienste sind
nach der Lohntafel in der Fassung des Art. II Z. 1 der 1. Salinenarbeiter-Kundmachung 1976
abzugelten.

Artikel II

Diese Kundmachung tritt am 1. Jänner 1978 in Kraft.

Androsch


